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Vorwort. 

Im  Weltensturm  dieses  Krieges  hat  der  Gedani^e  sein 
Recht  nicht  verloren.  Höher  als  je  steht  seine  Aufgabe,  an  der 
Erkenntnis  der  entscheidenden  Lage  mitzuarbeiten  und  das 
Erkannte  überzuleiten  in  den  Strom  des  nationalen  Geistes. 
Gegen  die  mit  den  stereotypen  Wendungen  des  Hasses 
arbeitende  Suggestion  der  Feinde  haben  wir  das  Eindringen 
in  den  Geist  der  geschichtlichen  Ereignisse  zu  setzen, 
gegen  ihren  skrupellos  erhobenen  Anspruch  auf  Ver- 
nichtung und  Knechtung  der  halben  Welt  die  Darstellung 
der  Freiheit,  die  der  Sieg  des  Vierbundes  den  Völkern 
gewährleistet.  Dieses  Ziel  verfolgt  auch  der  nachstehende 
Aufsatz.  Nicht  auf  Fülle  des  Stoffes  ist  es  abgesehen,  sondern 
auf  das  Herausarbeiten  der  großen  Linien  der  Entwicklung; 
nicht  auf  das  Gefangennehmen  der  Überzeugung  des  Lesers, 
sondern  auf  die  Aufstellung  eines  Richtmaßes,  mit  dem  er  zur 
selbsttätigen  Nachprüfung  an  die  Geschehnisse  herantreten 
möge. 

Innsbruck,  den  7.  Februar  1917. 

Paul  Kretschmar. 
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England 

als  Feind  des  Kontinents. 

I. 

Schon  öfter  ist  im  Laufe  des  Krieges  bei  Freund  und  Feind 
der  Gedanke  ausgesprochen  worden,  daß  die  Verbündeten 
Englands  gegen  ihr  eigenes  Interesse  kämpfen;  daß  also  der 
Vierbund  gezwungen  ist,  mit  dem  gemeineuropäischen  Inter- 
esse zugleich  das  Wohl  seiner  Gegner  gegen  England  zu  ver- 
treten. Aber  es  fehlt  an  einer  tiefer  dringenden  Erörterung 
des  Umfanges  und  der  Gründe  für  diese  Erscheinung.  Solche 
Darstellung  ist  jedoch  um  so  wichtiger,  als  von  der  klaren 
Erkenntnis  jenes  Punktes  zugleich  ein  helles  Licht  auf  die 
Gründe  fällt,  aus  denen  England  das  Zustandekommen  eines 
billigen  und  gerechten  Friedens  mit  allen  Mitteln  der  Ver- 
leumdung und  der  Verhetzung  zu  verhindern  gewußt  hat.  Weil 
nach  der  Kriegslage  ein  Frieden  nur  herstellbar  ist,  wenn  Eng- 
land seinen  Raub  an  deutschen  Kolonien  gegen  Freigabe  des 
besetzten  nordfranzösischen  Gebiets  herausgibt,  legt  England 
dem  Bundesgenossen,  der  ihm  als  Prellbock  gegen  den  deut- 
schen Angriff  gedient  hat,  weiter  die  Not  und  den  Jammer 
eines  aussichtslosen  Krieges  auf.  Weshalb  die  französische 
Regierung  sich  unter  Preisgabe  der  Interessen  ihres  Landes 
hierzu  gebrauchen  läßt,  erscheint  zunächst  als  ein  undurch- 
dringliches Rätsel;  nur  eine  eingehende  Erörterung  der  Ziele 
der  französischen  Politik  und  der  Bindung  der  führenden 
Männer  an  das  englische  Interesse  kann  es  lösen. 

Zur  Bemäntelung  ihrer  nackten  Eroberungspolitik  hat  die 
englische   Diplomatie   bei    der   Zurückweisung   des   Friedens- 


angebotes  des  Vierbunds  wiederum  mit  eiserner  Stirn  die 
Fabel  von  der  Angriffslust  der  Mittelmächte  und  von  dem 
Streben  Deutschlands  nach  der  Weltherrschaft  aufgetischt. 
Die  Widerlegung  ist  bereits  tausendmal  durch  die  Darlegung 
der  Entwicklungsgeschichte  des  welthistorischen  Konflikts 
gegeben  worden.  Die  ganze  Unsinnigkeit  der  englischen  Insi- 
nuation wird  durch  einen  Blick  auf  die  natürlichen  Macht- 
grundlagen beider  Reiche  klar. 

II 

Die  von  der  Natur  gegebenen  Machtgrundlagen  Englands 
überragen  die  des  Deutschen  Reiches  so  bedeutend,  daß  von 
einer  Bedrohung  Englands  durch  Deutschland  keine  Rede  sein 
kann;  umgekehrt  erscheint  dieses  im  höchsten  Grade  schon 
durch  die  Lage  jenes  gefährdet.  Wie  ein  mächtiger  Riegel 
ist  England  dem  nördlichen  Europa  vorgelagert.  In  seinem 
Süden  die  schmale  Meeresstraße,  leicht  zu  verschließen,  die 
ihm  den  unmittelbaren  Zugang  zum  Kontinent  eröffnet.  Die 
nach  Norden  hin  langgestreckte  Lage  zwingt  die  von  Westen 
kommenden  Schiffe  bei  Sperrung  des  Kanals  weit  nach  Norden 
auszubiegen  und  ermöglicht  tatsächlich,  wenn  auch  nicht  recht- 
lich, die  Überwachung  des  Verkehres  fernab  von  der  deutschen 
Küste  und  ohne  eigenes  Risiko.  Selbst  die  Ostküste  ist  da- 
durch geschützt,  daß  sie  je  weiter  nach  Norden  um  so  mehr 
vom  feindlichen  Gestade  abbiegt  und  den  Angreifer  aus  Osten 
der  Gefahr  eines  Flankenstoßes  aussetzt.  Und  diese  einzig 
günstige  Lage  wird  durch  einen  Umstand  noch  verstärkt,  der 
wirtschaftlich  und  für  die  koloniale  Entwicklung  von  der  aller- 
höchsten Bedeutung  ist.  England  liegt  genau  im  Mittelpunkt 
der  größten  Landansammlung.  Das  heißt,  es  vereint  mit  dem 
Vorteil  der  Insellage  den  der  zentralen  Lage.  Die  Handels- 
wege über  See  laufen  wie  in  einem  Brennpunkt  in  ihm  zusam- 
men. Die  Kolonien  können  von  einem  Zentrum  aus  beherrscht 
werden. 

Dieser  Gunst  der  natürlichen  Lage  einte  sich  die  der 
politischen   Verhältnisse.    Der   Streit    der   festländischen   Na- 


tionen,  vielfach  von  England  angefacht  oder  doch  benutzt, 
erlaubte  ihm,  sich  auf  ihre  Kosten  sein  großes  Kolonialreich 
zusammenzuraffen.  Es  beteihgte  sich  an  den  Kämpfen,  so  weit 
es  ihm  vorteilhaft  erschien,  mit  Hilfsgeldern,  mit  geworbener 
Mannschaft,  mit  der  Flotte;  hatte  es  sein  Ziel  erreicht,  so  zog 
es  sich  auf  seine  unangreifbare  Inselstellung  zurück;  niemals 
machte  es  sich  ein  Gewissen  daraus,  seine  Bundesgenossen 
im  Stich  zu  lassen,  wenn  sein  von  dem  ihrigen  durchaus  ver- 
schiedenes Kriegsziel  erreicht  war.  Der  von  England  an  Fried- 
rich dem  Großen  verübte  Verrat,  der  ihm  im  Sonderfrieden 
zu  Paris  den  Hauptteil  der  französischen  Besitzungen  in  Nord- 
amerika einbrachte,  ist  nur  ein  besonders  hervorragendes 
Beispiel.  In  den  Napoleonischen  Kriegen  machte  Österreich 
mehrfach  ähnliche  Erfahrungen  mit  Englands  Bundestreue 
(S.  v.  Peez,  England  und  der  Kontinent  S.  30/31).  Mitunter 
gesteht  die  englische  Presse  diesen  treulosen  Charakter  der 
enghschen  Politik  in  einer  Anwandlung  von  Selbsterkenntnis 
offen  ein,  wie  die  „Times"  vom  26.  Jänner  1830:  „Es  ist  un- 
möglich, einen  Ort  zu  finden  vom  Tajo  bis  zu  den  Dardanellen, 
von  Sizilien  bis  zum  Nordkap,  wo  wir  etwas  getan  hätten,  um 
Vertrauen  oder  Dankbarkeit  zu  verdienen"  (v.  Peez,  ebenda 
S.  56). 

Bei  der  Neuordnung  Europas  nach  Napoleons  Sturz  wußte 
sich  England  auf  dem  Kontinent  volle  Rückenfreiheit  zu  sichern: 
Die  Vereinigung  Belgiens  und  Hollands  zum  Königreich  der 
Niederlande  war  als  Bollwerk  gegen  Frankreich  gedacht. 
Zugleich  hoffte  es  damit  eine  jederzeit  bequem  zugängliche 
Eintrittsschwelle  auf  den  Kontinent  gewonnen  zu  haben.  Als 
das  neue  Königreich  sich  dem  enghschen  Einfluß  nicht  in  dem 
erwarteten  Maße  zugänglich  erwies,  förderte  England,  so  weit 
es  nur  konnte,  die  auf  Trennung  beider  Länder  gerichteten 
Bestrebungen.  — 

Wie  anders  erscheint  dem  gegenüber  die  Lage  des  Deut- 
schen Reiches!  Sicht  man  von  der  Küstenlage  am  Binnenmeer 
der  Ostsee  ab,  nur  mit  einer  verhältnismäßig  geringfügigen 
Küstenstrecke  an  die  Nordsee  grenzend  —  der  Ausgang  zum 


Atlantischen  Ozean  durch  England  gesperrt;  so  ist  ihm  mehr 
als  irgend  einem  von  den  größeren  Staaten,  jedenfalls  weit 
mehr  als  Frankreich  und  Spanien  die  Feindschaft  Englands 
bedrohlich.  Sieht  es  sich  doch  im  Kriege  mit  England  wegen 
der  Möglichkeit  des  Abschneidens  der  Zufuhr  vor  die  Frage 
um  Sein  oder  Nichtsein  gestellt.  Zudem  rings  von  starken 
Militärmächten  umgeben  —  wie  hätte  es  in  solcher  Lage  auf 
einen  Krieg  mit  England  hinarbeiten  sollen,  das  ihm  zu  allem 
übrigen  eine  mächtige  Koalition  entgegenzusetzen  hatte! 

Daß  dagegen  England  seit  1904  seine  Einkreisungspolitik 
gegen  das  Deutsche  Reich  gerichtet  hat,  um  es  seiner  auf- 
blühenden Kolonien  zu  berauben  und  es  aus  der  WeltpoUtik 
auszuschalten,  ist  allbekannt.  Freilich,  der  Sinn  der  geschicht- 
lichen Ereignisse,  die  auf  diesem  Wege  liegen,  ist  noch  kaum 
in  das  allgemeine  Bewußtsein  gedrungen.  Und  doch  ist  diese 
Erkenntnis  höchst  wichtig  für  das  Verständnis  der  Tatsache, 
in  wie  hohem  Grade  der  Vierbund  als  Kämpfer  für  die  Be- 
freiung Europas  von  englischer  Vergewaltigung  auftritt. 

III. 

Das  Streben  der  englischen  Politik  läßt  sich  dahin  zusam- 
menfassen, daß  sie  die  beherrschende  Macht,  welche  die  Insel- 
lage den  dahintergelegenen  Teilen  des  Festlandes  gegenüber 
gewährt,  auf  den  ganzen  Kontinent,  und,  so  weit  dies  erreich- 
bar, auf  die  ganze  Welt  erstrecken  will.  Das  Mittel  dazu  ist 
neben  dem  Erwerb  eines  zusammenhängenden  Systems  von 
Stützpunkten  die  Beherrschung  der  Meerengen  und  Meer- 
ausgänge. Man  kann  den  Gedanken  auch  dahin  wenden,  daß 
England  die  Vorteile  der  Insellage  für  sich  monopohsiert,  in- 
dem es  auf  den  Meeresdrang  aller  Staaten  einen  binnenwärts 
gerichteten  Gegendruck  ausübt.  Das  betrifft  auch  diejenigen 
Staaten,  die  an  sich  die  Vorteile  der  Insel-,  Halbinsel-  oder 
Isthmuslage  genießen.  So  bedeutet  die  Beherrschung  der  Ein- 
gänge zum  Mittelmeer  durch  England  —  unabhängig  von 
der  vorwiegenden  Machtstellung  innerhalb  dieses  Meeres- 
beckens selbst  —  für  alle  daran  angrenzenden  Staaten  eine 


Annäherung  an  die  Nachteile  der  kontinentalen  Lage  in  Be- 
ziehung auf  den  Atlantischen  Ozean.  Alle  die  Halbinsel-  und 
Isthmusstaaten,  die  an  das  Mittelmeer  grenzen,  genießen  die 
Vorteile  dieser  Lage  doch  nur  für  das  Mittelmeer  selbst, 
zum  Atlantischen  und  Indischen  Ozean  haben  sie,  der  natür- 
lichen Situation  zum  Trotz,  die  Nachteile  der  kontinentalen 
Lage,  weil  England  mit  dem  Besitz  Gibraltars  und  der  tat- 
sächlichen Beherrschung  des  Suezkanals  die  Schlüssel  dazu 
in  der  Hand  hält.  Diese  Gestaltung  ist  im  Frieden  mehr  ver- 
borgen und  tritt  nur  als  Machtmoment  Englands  in  die  Er- 
scheinung. Im  Kriege  wird  sie  sofort  offenbar  durch  die  Leiden, 
denen  nicht  nur  die  Gegner  Englands,  sondern  auch  die  neu- 
tralen Staaten,  ja,  seine  Bundesgenossen  selbst  durch  den 
rücksichtslosen  und  automatisch  mit  der  Außerkraftsetzung 
des  Völkerrechts  durch  England  beginnenden  Gebrauch  der 
überwiegenden  Position  Englands  ausgesetzt  werden. 

Ein    Hauptlockmittel,    das    die    englischen    Staatsmänner 
angewendet  haben,  um  Frankreich  zu  ködern,  ist  nun,  daß  sie 
dessen  Ehrgeiz,  die  Herrschaft  im  Mittelmeer  zu  erringen,  in 
jeder  Weise  schmeichelten  und  seine  Befriedigung  in  Aussicht 
stellten.   Sie  konnten  das  ruhig  tun,  weil  sie  den  Schlüssel,  der 
die  Herrschaft  im  Mittelmeer  erst  darüber  hinaus  bedeutsam 
gemacht  hätte,  nicht  aus  der  Hand  ließen.    Allerdings  —  einen 
Schein  des  Mitbesitzes  des  Meeresausganges  räumten  sie  ein, 
indem  sie  Frankreich  gegen  die  Preisgabe  seiner  ägyptischen 
Interessen   freie   Hand   in   Marokko   gewährten   (1904).    Den 
Gegenwert  dafür  buchte  sich  England  nicht  allein  in  der  Festi- 
gung seiner  ägyptischen  Position,  sondern  in  der  Verschärfung 
des   Gegensatzes   zwischen   Frankreich   und   dem   Deutschen 
Reich.    Läßt  doch  die  ganze  Haltung  Englands  in  dem  Konflikt 
über  die  Marokkofrage  deutlich  erkennen,  daß  es  diese  als  den 
Zankapfel    ausersehen    hatte,    durch    den    Frankreich    und 
Deutschland  zum  Besten  des  sich  freuenden  Dritten  in  den 
Krieg  gehetzt  werden  sollten. 

Noch  ein  weiterer  Vorteil  fiel  dabei  ab;  Italien,  durch  die 
in    Aussicht    stehende    Machtverstärkung    Frankreichs   beun- 
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rtihigt,  ließ  sich  durch  die  Westmächte  für  den  allmälilich 
festere  Form  gewinnenden  Gedanl^en  erwärmen,  gegen  eine 
Annäherung  an  sie  Tripolis  als  Kompensation  zu  erhalten.  Es 
ist  bekannt,  daß  die  hierdurch  geschaffene  neue  Lage  schon 
1906  auf  der  Konferenz  von  Algesiras  in  einer  für  die  Mittel- 
mächte peinHchen  Weise  zu  Tage  trat;  der  Dreibundgenosse 
schwenkte  ins  gegnerische  Lager  ab;  nur  der  standhaftesten 
und  treuesten  Unterstützung  des  Deutschen  Reiches  durcli 
Österreich-Ungarn  war  es  zu  danken,  daß  Deutschland  die 
Gewährleistung  des  Schutzes  seiner  wirtschaftlichen  Interessen 
in  Marokko  durchsetzen  konnte.  Als  dann  im  Jahre  1911 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  der  diplomatische  End- 
kampf wegen  Marokkos  stattfand  und  es  feststand,  daß  Frank- 
reich die  endgültige  Festsetzung  in  Marokko  gegen  Entschä- 
digungen am  Kongo  erlangen  werde,  folgte  automatisch  die 
italienische  Expedition  nach  Tripolis.  Und  diese  wieder  brachte 
den  Stein  ins  Rollen,  der  über  die  beiden  Balkankriege  die 
jetzige  Weltkatastrophe  auslöste.  (Vgl.  zu  letzterem  Punkte 
des  Fürsten  v.  Bülow  „Deutsche  Politik"  S.  106/107,  der  frei- 
lich dem  Verhalten  Italiens  auf  der  Algesiraskonferenz  eine 
für  dessen  damalige  Bündnistreue  günstigere  Deutung  gibt 
(S.  69  daselbst). 

Die  Reihe  der  Köderungen  Frankreichs  durch  England 
begann  mit  dem  Abschluß  des  Marokkovertrages  1904,  setzte 
sich  fort  in  der  diplomatischen  Unterstützung,  die  England  an 
Frankreich  gegen  Deutschland  gewährte,  das  sich  die  Ver- 
letzung seiner  vertragsmäßigen  Rechte  in  Marokko  nicht 
bieten  lassen  konnte,  und  erreichte  den  Höhepunkt  in  dem 
Flottenabkommen  von  1912:  Frankreich  wurde  der  Schutz  der 
gemeinsamen  Interessen  im  Mittelmeer  übertragen,  während 
England  den  der  atlantischen  Küsten  Frankreichs  übernahm. 
Delcasse,  dessen  Blätter  dies  als  großen  Erfolg  in  die  Welt 
posaunten,  sah  offenbar  nicht,  daß  die  Stärkung  Frankreichs 
im  Mittelmeer  mit  seiner  Entmündigung  an  der  wichtigeren 
atlantischen  Küste  verknüpft  war;  in  der  Tat  ist  damals  das 
Vasallenverhältnis  Frankreichs  zu  England,  wie  es  im  jetzigen 


11 


Kriege  immer  deutlicher  hervorgetreten  ist,  bereits  vorbereitet 
worden. 

Und  ItuUen?    Es  scheint  rätselhaft,  daß  dieses,  welches 
den  Schutz  seiner  Mittelmeerinteressen  gegenüber  der  eng- 
lisch-französischen Übermacht  nur  durch  treues  Festhalten  am 
Dreibunde  hätte  wahren  können,  sich  unter  Preisgabe  dieser 
ins  feindliche  Lager  drängen  Heß.  -  Um  welchen  Lohn?    Um 
die  Utopie,   die  Adria  zu  einem  italienischen  Binnensee  zu 
machen:  Als  ob  ein  solches  Ergebnis,  selbst  bei  einem  für  die 
Entente  günstigen  Kriegsausgange,  bei  den  widerstreitenden 
Lebensinteressen  der  Mittelmächte  und  Griechenlands  jemals 
die  Gewähr  der  Dauer  haben  könnte!    Bedenkt  man  die  Ge- 
ringfügigkeit des  Objektes  im  Verhältnis  zum  preisgegebenen 
Mittelmeerinteresse  und  die  dauernde  Gefahr  übermachtiger 
Gegnerschaft,  die  Italien  sich  auf  den  Hals  lud  -  wahrlich 
weniger  als  ein  Linsengericht!    Den  Lohn  seiner  Untreue  spurt 
Italien  bereits  jetzt,  wo  England  und  Frankreich  mit  der  Inbe- 
sitznahme von  Saloniki  und  der  Erwerbung  der  Oberherrschaft 
über  Griechenland  Italien  völlig  eingeklemmt  und  aller  Bewe- 
gungsfreiheit beraubt  haben.     Heute  kann  sich  Italien  gegen 
diese  seiner  Freiheit  furchtbarste  Gefahr  nicht  mehr  auf  die 
Waffenmacht   seiner  Bundesgenossen  berufen,  wie  noch  im 
Jahre  1913,  als  der  damalige  Dreiverband  zu  Gunsten  semes 
heutigen  Opfers  Griechenland  über  Albanien  verfügen  wollte 
Wie  schlug  damals  die  italienische  Regierung  an  den  Schild 
des  Dreibunds,  daß  er  laut  erklang,  als  in  der  Agenzia  Stefani 
am  10  November  die  lapidaren  Worte  erschienen:  „Der  Drei- 
bund wird  niemals  gestatten,   daß   die  Londoner  Konferenz 
wieder  zusammentritt,  um  die  albanesische  Frage  einer  neuen 
Beratung  zu  unterziehen."    Und  der  Dreiverband  wich  zurück. 
Noch  nicht  ein  Jahr  später  verriet  Italien  das  Bündnis,  das 
ihm  Schutz  und  Macht  gewährt  hatte  und  stürzte  sich  unter 
Führung   des  Englandfreundes  Sonnino    in    die    Ketten    des 
Tyrannen  der  Meere!  -  Politisch  matgesetzt,  wirtschaftlich 
von  dem  übermächtigen  Bundesgenossen  erdrosselt,  der  ihm 
hohnlachend  die  Kolilcnzufuhr  sperrt,  mag  es  wohl  der  frühe- 
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ren  leichterrungenen  Erfolge  wehmütig  gedenken.     Aber  die 
Zeit  der  Extratouren  für  den  lustigen  Tänzer  ist  vorbei. 

IV. 

Daß  England  das  Friedensangebot  des  Vierbundes,  das  im 
Interesse  der  Menschheit  dem  furchtbar  zerstörenden  Kriege 
auf  der  Grundlage  der  Gerechtigkeit  und  der  Freiheit  der 
Meere  ein  Ende  bereiten  sollte,  zurückwies,  ist  begreiflich. 
Wäre  doch  sofort  die  Frage  der  Kompensation  seiner  kolo- 
nialen Eroberungen  mit  der  Einbuße,  die  Frankreich  erlitten, 
aufs  Tapet  gekommen.  Wie  aber  erklärt  es  sich,  daß  Frank- 
reich die  Gelegenheit  nicht  freudig  ergriff,  dem  Kriege,  der 
ihm  zu  alleinigen  Gunsten  Englands  die  furchtbarsten  Opfer 
an  Blut  und  Leben,  den  Verlust  seiner  reichsten  Provinzen 
gebracht  hatte,  ohne  Schmälerung  seiner  territorialen  Integri- 
tät zu  entrinnen?  Es  gibt  nur  eine  Antwort  auf  diese  Frage: 
Die  französischen  Staatsmänner  hatten,  unter  maßloser  Über- 
schätzung der  englischen  Macht  und  Hilfsbereitschaft,  um- 
nebelt von  der  Gier  nach  dem  diplomatischen  Scheinerfolg, 
nur  auf  den  Fall  des  Sieges  mit  England  Vereinbarungen 
getroffen,  den  der  Niederlage  aber  überhaupt  nicht  in 
Rechnung  gestellt.  Sie  haben  mit  England  das  Fell  des  noch 
nicht  erlegten  Bären  geteilt,  für  das  Federkleid  Frankreichs 
selbst  aber  keine  Vorsorge  getroffen.  In  dem  Vertrage  mit 
England  fehlt  die  Bestimmung,  daß  England 
gegebenenfalls  die  französischen  Verluste 
mit  dem  englischen  Gewinn  zu  kompensieren 
habe.  Als  aber  der  Kriegsverlauf  den  französischen  Staats- 
männern zum  Bewußtsein  brachte,  daß  es  vorsorghch  gewesen 
wäre,  auf  eine  solche  Klausel  bedacht  zu  sein,  war  Frankreichs 
Lage  zu  sehr  geschwächt,  als  daß  es  sie  nunmehr  dem 
übermächtigen  Bundesgenosen  gegenüber  hätte  durchsetzen 
können.  Einen  Weg  allerdings  gab  es:  Unter  Berufung  auf 
die  Nichterfüllung  aller  Voraussetzungen  des  Bündnisses  durch 
England,  auf  die  mangelnde  miÜtärische  Hilfe,  den  Nichteinsatz 
der  Flotte,  einen  biUigen  Sonderfrieden  anzustreben.  Aber  eben 
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dieser  hätte  den  kapitalen  Fehler  der  Führer  vor  dem  Lande 
enthüllt,  wäre  also  nur  gangbar  gewesen,  wenn  diese  den 
sittlichen  Mut  besessen  hätten,  ihre  Versäumnis  einzugestehen. 
Und  das  vermochten  sie  nicht.  Die  Unterlassung  seiner  Staats- 
männer wird  also  auf  das  Land  zurückfallen  und  Frankreich 
wird  mit  dem  Verlust  seiner  Kolonien  für  die  englische  Raub- 
gier büßen.  Berücksichtigt  man,  daß  Frankreich  seine  Kultur- 
mission dem  Zwecke  untergeordnet  hat,  die  niedrigerstehen- 
den Rassen  so  weit  militärisch  zu  drillen,  daß  sie  auf  die  mittel- 
europäische Kultur  losgelassen  werden  konnten,  so  erscheint 
dieses  Schicksal  durchaus  verdient.  Es  kommt  noch  hinzu, 
daß  das  Deutsche  Reich  bekanntlich  den  Erwerb  von  Kolonien 
durch  Fr_ankreich  vielfach  gefördert  hat;  es  ging  dabei  von  der 
Voraussetzung  aus,  daß  solche  Frankreich  reichen  Gewinn 
bringende  Versöhnungspolitik  dort  zu  einer  ehrlichen  Aner- 
kennung des  Frankfurter  Friedens  führen  werde.  In  wie  hohem 
Maße  Frankreich  hieraus  Vorteil  gezogen  hat,  lehren  Namen 
wie  Tunis,  Annam  und  Tongking.  Frankreich  wird  sich  nicht 
beklagen  können,  wenn  aus  der  Hinfälligkeit  jener  Voraus- 
setzung die  Folgerungen  gezogen  werden. 

Die  Weltwirtschaft  wird  von  diesem  Besitzwechsel  reichen 
Gewinn  haben;  denn  es  ist  bekannt,  in  wie  hohem  Maße  die 
zwischen  dem  französischen  Mutterlande  und  den  Kolonien 
bestehende  Vorzugsbehandlung  die  wirtschaftliche  Betätigung 
anderer  Nationen  einschränkt  (vgl.  hierzu  Gerloff,  Der  wirt- 
schaftliche Imperiahsmus  etc.  1915,  S.  13  f).  Dagegen  ist 
Deutschland  „neben  Holland  der  einzige  Kolonialstaat,  der 
weder  im  Zollwesen  der  Kolonien  noch  in  dem  des  Mutter- 
landes eine  Bevorzugung  des  eigenen  Handels  eingeführt 
hat."  Vgl.  Solf,  Die  deutsche  Kolonialpolitik  (in  Deutschland 
und  der  Weltkrieg  1915,  S.  153). 

Es  bleibt  noch  zu  erwägen  übrig,  daß  die  Politik  Englands 
während  des  Krieges  andauernd  darauf  gerichtet  geblieben  ist, 
Rußland  von  jedem  Ausgang  zum  Meere  abzusperren.  Denn 
die  Festsetzung  zunächst  an  den  Dardanellen,  nach  dem  dor- 
tigen Mißerfolg  in  Saloniki,  bringt  neben  der  bereits  erwähnten 
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Absicht  das  Streben  zum  Ausdruck,  selbst  in  dem  unwahr- 
scheinlichen Falle  eines  russischen  Erfolges  die  Kontrolle  über 
die  Dardanellen  zu  besitzen.  Auch  dies  rundet  sich  zu  dem 
Bilde,  daß  England  als  heimlicher  Feind  seiner  Bundes- 
genossen in  jeden  Keim  eines  Erfolges  dieser  den  nagenden 
Wurm  zu  legen  weiß.  In  der  Tat  würde  für  sie  der  Sieg  Eng- 
lands die  Verewigung  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Ab- 
hängigkeit bedeuten,  deren  Bitterkeit  sie  während  des  Krieges 
ausreichend  verspürt  haben.  Dagegen  würde  eine  Verstän- 
digung mit  dem  Vierbund  die  Grundlagen  ihres  nationalen  und 
wirtschaftlichen  Lebens  unangetastet  gelassen  haben.  Daß 
unter  solchen  Verhältnissen  England  es  verstanden  hat,  das 
Odium  des  Zurückstoßens  der  dargebotenen  Friedenshand  in 
erster  Linie  auf  Frankreich,  in  zweiter  auf  Rußland  abzulenken, 
ist  eine  diplomatische  Leistung,  die  wirklich  bewunderungs- 
würdig ist.  Sie  zeigt  die  schlaue  Spekulation  auf  die  franzö- 
sische Überschätzung  des  Scheins  diplomatischer  Führung  und 
auf  Briands  Eitelkeit,  dem  Gelegenheit  geboten  wurde,  bei  der 
Abfassung  des  wichtigen  diplomatischen  Hauptstücks  den 
Glanz  seiner  Rhetorik  leuchten  zu  lassen,  in  voller  Glorie. 
Vielleicht  wird  Frankreich  einst  wünschen,  daß  sein  führen-" 
der  Staatsmann  in  entscheidender  Stunde  weniger  beredt 
gewesen  sei! 

V. 

Der  englische  Sieg  würde  nicht  nur  für  Europa,  sondern 
auch  für  die  außereuropäischen  Weltmächte,  Japan  und  die 
Vereinigten  Staaten,  die  ernstesten  Folgen  haben.  Er  würde 
Afrika  völlig  unter  englische  Botmäßigkeit  bringen  und  damit 
seine  Macht  um  die  Kraft  eines  Weltteils  verstärken.  Das 
heißt:  Die  englische  Welthegemonie  würde  unaufhaltsam 
werden.  Der  Sieg  des  Vierbunds  dagegen  würde  zwar  nicht 
Englands  Rang  als  Weltmacht  vernichten  —  dazu  ist  dessen 
Macht  viel  zu  fest  im  Solidaritätsgefühl  des  britischen  Welt- 
reichs verankert  und  die  Gunst  seiner  natürlichen  Lage  zu 
überwältigend  — ,  aber  er  würde  England  zwingen,  den  An- 
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Sprüchen  anderer  Nationen  auf  die  freie  Entfaltung  ihrer  Kräfte 
mehr  als  bisher  Rechnung  zu  tragen.  Vor  allem  könnten  es 
Japan,  wie  auch  die  Vereinigten  Staaten  nur  begrüßen,  wenn 
die  englische  Rückenfreiheit  ein  Ende  nähme.  Denn  sie  vor 
allem  ermöglicht  es  ihm,  in  den  vielfach  v/echselnden  Kombi- 
nationen zwischen  Japan  und  den  Vereinigten  Staaten  die 
herrschende  Rolle  zu  wahren  und  beide  Mächte  nach  Bedarf 
gegen  einander  auszuspielen. 

Die  Frage,  in  welcher  politischen  Form  das  hier  als  erstre- 
benswert bezeichnete  Ergebnis  herzustellen  wäre,  ist  sekun- 
därer Natur.  Es  mag  mit  möglichster  Schonung  der  belgischen 
Unabhängigkeit  verwirklicht  werden.  Eine  Bemerkung  aber 
drängt  sich  auf,  deren  Beziehung  weit  über  Belgien  hinaus- 
reicht: Das  Recht  der  kleineren  Staaten  in  Ehren  —  niemand 
hat  es  peinlicher  gewahrt,  als  der  Vierbund,  so  weit  sie  ehrlich 
auf  ihrer  Neutralität  bestanden.  Soweit  aber  darf  jenes  Recht 
nicht  reichen,  daß  sie  sich  ohne  Einsatz  ihrerseits  zum  Werk- 
zeug von  Angriffsplänen  auf  den  Nachbargroßstaat  machen 
lassen  könnten.  Sonst  triumphierte  der  Widersinn,  daß  der  um 
lebenswichtige  Interessen  kämpfende  Qroßstaat  sein  Dasein 
einsetzt,  der  beutegierige  Kleinstaat  aber,  der  als  Schild- 
knappe einer  mächtigen  Koalition  einen  Raubzug  straflos 
unternehmen  zu  dürfen  glaubt,  bei  schlechtem  Ausgang  des 
Unternehmens  sich  auf  seine  unbedingte  Schutzwürdigkeit  als 
kleiner  Staat  beruft  —  siehe  Serbien  und  Rumänien. 

England  hat  den  letzten  Schein  einer  Rücksichtnahme  auf 
das  Völkerrecht  und  auf  die  bedrängte  Lage  der  kleineren 
neutralen  Staaten  preisgegeben,  als  es  Ende  Jänner  d.  J.  sein 
Sperrgebiet  auch  auf  dänische  und  holländische  Küsten- 
strecken ausdehnte.  Mehr  als  das:  An  der  Wirksamkeit  der 
eigenen  Zwangs-  und  Drohmittel  verzweifelnd,  hat  es  sich 
hinter  eine  außereuropäische  Macht  gesteckt,  um  den  Unab- 
hängigkeitssinn der  Völker  Europas  zu  brechen.  Denn  was 
bedeutet  die  diktatorische  Aufforderung  des  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staaten  an  alle  noch  ehrlich  neutral  p-ebliebenen 
europäischen   Staaten,   sich    seinem   neutralitätswidrigen  Vor- 
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gehen  anzuschließen,  anders,  als  den  in  Gemeinschaft  mit  Eng- 
land unternommenen  Versuch,  ganz  Europa  unter  amerika- 
nisch-englische Vormundschaft  zu  stellen?  Der  entschlossene 
Ton  der  Abwehr  und  der  Verurteilung,  der  dem  amerika- 
nischen Vorgehen  aus  dem  Lager  der  Neutralen  Europas  ant- 
wortete, wird  die  englische  Regierung  wohl  belehrt  haben,  daß 
das  Heranwinken  der  Mächte  fremder  Weltteile  zur  Einmi- 
schung in  europäische  Angelegenheiten  das  am  wenigsten 
geeignete  Mittel  ist,  das  europäische  Solidaritätsgefühl  einzu- 
schläfern. 

Als  Rußland  sein  lang  erstrebtes  Ziel,  einen  eisfreien 
Hafen  zu  gewinnen,  erreicht  hatte,  reizte  England  Japan  zum 
Kriege.  Rußland  verlor  das  kaum  errungene  Port  Arthur 
wieder  und  die  Aussicht  auf  das  freie  Meer  schloß  sich  vor 
ihm  zu.  Und  als  in  diesem  Kriege  nach  anfänglichen  russischen 
Erfolgen  England  mit  der  Möglichkeit  rechnete,  daß  jenes 
Konstantinopel  gewinnen  könne,  setzte  es  den  Wachtposten 
vor  die  Dardanellen.  Frankreichs  Flottenmacht  ist  durch  das 
Abkommen  von  1912  unter  dem  Schein  der  Förderung  seiner 
Wünsche  von  dem  Atlantischen  Ozean  verdrängt  und  ins 
Mittelmeer  gepreßt,  Italien  durch  Schürung  des  Nationalismus 
derart  hypnotisiert  worden,  daß  es  seiner  Aufgaben  im  Mittel- 
meer vergaß  und  nur  noch  auf  die  Adria  starrte.  Dort  sollte 
es  zum  Kerkermeister  Österreich-Ungarns  werden  und  sich 
mühen,  dessen  Meeresdrang  Halt  zu  gebieten.  Es  suchte  dem 
Qebot  zu  gehorchen,  nicht  anders  wie  ein  Kind,  das  hofft,  den 
Bergstrom  mit  seinen  Händen  aufzuhalten. 

Italien  aber  ist  nur  die  Puppe  Englands.  Die  Zurück- 
drängung der  englischen  Seegewalt  auf  ein  für  die  anderen 
Nationen  erträgliches  Maß  wird  auch  für  Österreich-Ungarn 
die  Grundlage  schaffen,  auf  der  die  Befriedigung  seiner  Mittel- 
meerinteressen dauernd  gewährleistet  ist. 


Die  amerikanische  Frage. 

I. 

Die  Beziehungen  der  Mittelmächte  zu  der  großen  Nord- 
amerikanischen  Republilc  befinden  sich  zurzeit  in  einer 
Krise,  deren  plötzlicher  Eintritt  in  Verwunderung  setzen 
konnte.  FreiUch,  in  der  Entwicklung  jener  Beziehungen  war 
von  vornherein  auf  Seiten  der  Vereinigten  Staaten  ein  Mo- 
ment des  Widerspruchs  wahrnehmbar,  das  geeignet  war, 
Überraschungen  herbeizuführen:  Begeisterung  für  die  Freiheit 
der  Meere!  —  Doch  war  sie  nach  der  einen  Seite  gegen  jede 
Verletzung  mit  Blindheit  geschlagen,  während  sie  jede  von 
der  anderen  Seite  eintretende  Rückwirkung  mit  zürnenden 
und  drohenden  Worten  bekämpfte.  Eine  Art  von  Neutralität, 
die  mehr  als  nötig  von  Freundschaftsbeteuerungen  überfloß, 
aber  nur,  um  ohne  Beachtung  der  Bedingungen  des  den  Mit- 
telmächten aufgedrungenen  Daseinskampfes  weitgehende 
Rücksichtnahme  zu  verlangen  und  plötzlich  schwerhörig  zu 
werden,  wenn  die  ernste  Frage  der  Begünstigung  der  Qec^en- 
partei,  besonders  durch  die  Förderung  von  Riesenlieferungen 
an  Munition,  aufs  Tapet  kam. 

Immerhin  —  der  zweifelhaft  Neutrale  schwingt  sich  zu 
einer,  wie  es  scheint,  ernst  gemeinten  Friedensanregung  auf; 
er  wird  darob  von  der  Partei,  die  er  in  jeder  Weise  begünstigt 
hat,  hart  angelassen,  weil  der  Augenblick  ihr  wenig  geeignet 
erscheint,  ihre  Eroberungspläne  bei  den  Friedensverhand- 
lungen durchzusetzen.  Da  vollzieht  der  Friedensapostel  hurtig 
eine  Wendung;  er  tritt  mit  der  Hand  am  Schwertgriff  der 
Partei  entgegen,  welche  seine  Friedenspläne  bis  zur  äußersten 
Grenze  der  Möglichkeit  unterstützt  hatte. 


IS 


Wie  erklären  sich  diese  Widersprüche?  Wie  vor  allem 
das  plötzliche  Überspringen  von  der  Friedensanregung  zum 
Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  zum  Deutschen 
Reiche?  —  Präsident  Wilson  hat  dafür  in  seiner  Botschaft  an 
den  Kongreß  bekanntlich  die  Deutung  gegeben,  daß  Deutsch- 
land durch  seine  Kriegsgebietserklärung  vom  31.  Jänner  1917 
plötzlich  und  ohne  vorherige  Andeutung  irgend  welcher  Art 
die  feierlichen  Versicherungen,  die  es  in  der  Note  vom  4,  Mai 
1916  betreffs  der  Führung  des  Unterseebootkriegs  gegeben, 
zurückgezogen  habe.  Mithin  bleibe  der  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  keine  andere  Wahl,  die  sich  mit  ihrer  Würde 
und  Ehre  vereinbaren  ließe,  als  den  Weg  einzuschlagen,  den 
sie  in  ihrer  Note  vom  18./20.  April  1916  für  den  Fall  angekün- 
digt habe,  daß  Deutschland  seine  U-Bootmethoden  nicht  auf- 
gebe. Ist  hier  wirklich  ein  die  Haltung  der  Vereinigten  Staaten 
entscheidend  bestimmender  Umstand  angegeben  oder  handelt 
es  sich  um  einen  bloßen  Vorwand,  hinter  dem  ganz  andere 
Zwecke  stehen?  Über  diesen  entscheidenden  Punkt  kann  nur 
seine  Betrachtung  im  Lichte  der  vorangegangenen  Ereignisse 
und  diplomatischen  Verhandlungen  Klarheit  verbreiten. 

IL 

Schon  in  den  ersten  Kriegsmonaten  hatte  England  den 
zahlreichen  Verletzungen  des  Seekriegsrechts,  die  es  sich  zu- 
schulden kommen  ließ,  —  seiner  Lossagung  von  der  Londoner 
Erklärung,  der  Nichtbeachtung  der  Pariser  Seerechtsdeklara- 
tion —  die  Krone  aufgesetzt:  es  hatte  nicht  nur  die  Bann- 
warenliste eigenmächtig  erweitert,  deutsches  Eigentum,  das 
nicht  Bannware  war,  ohne  einen  Schein  des  Rechts  von  neu- 
tralen Schiffen  holen,  Nichtkombattanten  darauf  gefangen 
nehmen  lassen,  sondern  im  November  1914  die  ganze  Nordsee 
zum  Kriegsschauplatze  erklärt.  Mit  dieser  Ankündigung  war 
die  Warnung  an  alle  neutralen  Schiffe  verknüpft,  in  die  be- 
zeichneten Gewässer  einzufahren;  das  heißt  die  Drohung,  daß 
sie  dort  dringende  Gefahr  liefen,  durch  die  gegen  den  Feind 
gerichteten  Kriegsmittel,  zu  denen  vor  allem  auch  Minen  ge- 
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hörten,  beschädigt  oder  gar  vernichtet  zu  werden.  Damit  war 
gegen  alles  Völkerrecht  der  neutrale  Handel  vollkommen 
lahmgelegt,  und  zwar  ohne  daß  England  das  mit  der  Durch- 
führung einer  Blockade  verbundene  Risiko  auf  sich  genommen 
hätte.  Denn  die  Blockade  im  Rechtssinne  muß  effektiv  sein, 
England  aber  fand  es  bequemer  und  biliger,  sich  ohne  Ein- 
setzung von  Kriegsschiffen  über  die  Grundlagen  des  See- 
kriegsrechts zum  Schaden  der  Neutralen  hinwegzusetzen.  Das 
zur  Verscheuchung  des  neutralen  Handels  verwendete  Mittel, 
die  Drohung  mit  Minen,  enthält  das  Moment  unerwartet  ein- 
tretender, die  Rettungsmöglichkeit  beschränkender  Gefähr- 
dung offenbar  in  noch  höherem  Grade  als  die  Verwendung  der 
Unterseebootswaffe  nach  bloß  genereller  Warnung;  denn 
immerhin  ist  das  Unterseeboot  in  der  Nähe  des  angegriffenen 
Objekts  und  kann,  soweit  es  möglich  ist,  Rettungsmaßregeln 
treffen.  Die  Mine  dagegen  begnügt  sich  mit  ihrer  rein  zer- 
störenden Tätigkeit.  Trotzdem  nahmen  die  Vereinigten  Staa- 
ten die  enghsche  völkerrechtswidrige  Maßnahme  ohne  ernsten 
Widerspruch  hin;  als  aber  das  Deutsche  Reich  nach  langem 
Zögern  Gegenmaßregeln  ergriff,  gingen  sie  mehr  und  mehr  zu 
einer  drohenden  Haltung  über.  Nach  langem  Zögern:  Denn 
Deutschland  hielt  sich  auch  nach  jenen  schreienden  Ver- 
letzungen des  Völkerrechts  weiter  an  die  Londoner  Deklara- 
tion. Es  begnügte  sich  zunächst  damit,  die  neutralen  Mächte 
darauf  hinzuweisen,  daß  ihm  ein  solches  Verhalten  nicht  länger 
möglich  sei,  wenn  sie  alle  Völkerrechtsverletzungen  zu  Un- 
gunsten Deutschlands  länger  hinnähmen.  Als  diese  eindring- 
lichen Vorstellungen  fruchtlos  blieben,  beantwortete  Deutsch- 
land zu  Beginn  des  Februar  1915  das  englische  Vorgehen 
damit,  daß  es  die  Gewässer  rings  um  Großbritannien  und  Ir- 
land einschließlich  des  gesamten  englischen  Kanals  als  Kriegs- 
gebiet erklärte.  Die  Erklärung  enthielt  die  Ankündigung,  daß 
vom  18.  Februar  1915  an  jedes  in  diesem  Kriegsgebiet  ange- 
troffene feindliche  Kauffahrteischiff  zerstört  werden 
werde,  ohne  daß  es  immer  möglich  sein  werde,  die  dabei  der 
Besatzung  und  den   Passagieren  drohenden  Gefahren  abzu- 
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wenden.  Betreffs  der  neutralen  Schiffe  war  bemerkt: 
„Auch  neutrale  Schiffe  laufen  im  Kriegsgebiet  Gefahr,  da  es 
angesichts  des  von  der  britischen  Regierung  am  31.  Jänner 
angekündigten  Mißbrauchs  neutraler  Flaggen  und  der  Zu- 
fälligkeiten des  Seekrieges  nicht  immer  vermieden  werden 
kann,  daß  die  auf  feindliche  Schiffe  berechneten  Angriffe  auch 
neutrale  Schiffe  treffen."  Diese  Erklärung  des  Chefs  des 
Admiralstabes  der  Marine  war  von  einer  erläuternden  Denk- 
schrift der  Deutschen  Regierung  begleitet,  die  den  Verbün- 
deten, den  neutralen  und  den  feindlichen  Mächten  mitgeteilt 
wurde.  Zur  Rechtfertigung  der  Vergeltungsmaßregel  wurde 
darauf  hingewiesen,  daß  die  Neutralen  den  vielfachen  engli- 
schen Völkerrechtsverletzungen  nur  theoretische  Proteste 
entgegenzusetzen  gewußt  hätten.  Wenn  aber  England  seine 
Maßnahmen  einfach  mit  der  Berufung  auf  seine  Lebensinter- 
essen begründe  und  die  Neutralen  dies  als  genügende  Recht- 
fertigung für  jede  Art  von  Kriegführung  anzusehen  schienen, 
so  müsse  nunmehr  auch  Deutschland  solche  Lebensinteressen 
für  sich  anrufen. 

III. 

Dem  nun  einsetzenden  Unterseebootkriege  fiel  unter 
anderen  Schiffen  am  7.  Mai  1915  die  englische  „Lusitania",  am 
24.  März  1916  der  französische  Passagierdampfer  „Sussex" 
zum  Opfer.  In  beiden  Fällen  kam  es,  da  amerikanische  Rei- 
sende mit  zugrunde  gegangen  waren,  zu  diplomatischen  Aus- 
einandersetzungen zwischen  Deutschland  und  Amerika.  Die 
„Lusitania"  war  von  den  amerikanischen  Waffenlieferanten  im 
größten  Maßstabe  zum  Transport  von  Munition  und  Kriegs- 
gerät nach  England  benutzt  worden;  die  amerikanischen 
Passagiere  hatten  sich  auf  ihr  eingeschifft,  obgleich  der  deut- 
sche Botschafter  öffentlich  vor  der  bevorstehenden  Gefahr 
gewarnt  und  auf  sie  hingewiesen  hatte.  Trotzdem  versteifte 
sich  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  auf  das  angebliche 
Recht  amerikanischer  Bürger,  selbst  auf  bewaffneten  und  zum 
Munitionstransport  benützten  Schiffen  einer  Kriegspartei   im 
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Kriegsgebiet  spazieren  zu  fahren.  Docii  wurde  der  Streitfall 
nach  längeren  Verhandlungen  beigelegt.  Im  „Sussex"-Fall 
kam  es  zu  dem  Notenwechsel,  auf  den  die  obige  Botschaft  des 
Präsidenten  Wilson  Bezug  nimmt.  Und  zwar  war  in  der  Note 
vom  18./20.  April  1916  seitens  der  amerikanischen  Regierung 
die  Lösung  der  diplomatischen  Beziehungen  in  Aussicht  ge- 
stellt worden,  falls  die  Kaiserliche  Regierung  ihre  bisherigen 
Methoden  des  Unterseebootkrieges  gegen  Passagier-  und 
Frachtschiffe  nicht  aufgebe.  In  ihrer  Erwiderung  vom  4.  Mai 
erklärte  die  deutsche  Regierung  sich  im  Hinblick  auf  die  mehr 
als  hundertjährige  Freundschaft  zwischen  den  beiden  großen 
Völkern  bereit,  dem  amerikanischen  Standpunkt  entgegenzu- 
kommen. Sie  teilte  mit,  daß  Weisung  an  die  deutschen  See- 
streitkräfte ergangen  sei,  auch  innerhalb  des  Seekriegsgebiets 
Kauffahrteischiffe  jeder  Art  nicht  ohne  Warnung  und  Rettung 
der  Menschenleben  zu  versenken,  es  sei  denn,  daß  sie  flöhen 
oder  Widerstand  leisteten.  Gegenüber  dem  amerikanischen 
Appell  an  die  „geheiligten  Grundsätze  der  Menschlichkeit  und 
des  Völkerrechts"  betonte  sie  aber,  daß  nicht  die  deutsche, 
sondern  die  britische  Regierung  den  Krieg  unter  Mißachtung 
aller  zwischen  den  Völkern  vereinbarten  Rechtsnormen  auf 
Leben  und  Eigentum  der  Nichtkämpfer  ausgedehnt  habe.  Sie 
legte  in  nicht  mißzuverstehender  Weise  der  amerikanischen 
Regierung  nahe,  ihr  Verhalten  nach  dem  Geiste  wahrer  Neu- 
tralität zu  bestimmen,  die  Zwangslage  zu  würdigen,  in  welche 
Deutschland  durch  den  von  England  geführten  Aushungerungs- 
krieg versetzt  worden  sei,  und  ihrerseits  ihr  Recht  auf  Freiheit 
der  Meere  England  gegenüber  zu  wahren.  Vor  allem  aber 
hob  sie  nachdrücklich  hervor,  daß  die  selbstauferlegte  Be- 
schränkung in  der  Führung  der  Unterseebootswaffe  sich  für 
den  Fall  nicht  verstehe,  daß  „den  Gegnern  gestattet  bleibe, 
ihrerseits  völkerrechtswidrige  Mittel  nach  Belieben  zur  An- 
wendung zu  bringen".  Und  sie  brachte  die  Erwartung  zum 
Ausdruck,  „daß  ihre  neue  Weisung  an  die  Seestreitkräfte  auch 
in  den  Augen  der  Vereinigten  Staaten  jedes  Hindernis  für  die 
Verwirklichung  der  in  der  Note  vom  23.  Juli  1915  angebotenen 
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Zusammenarbeit  zu  der  noch  während  des  Krieges  zu  bewir- 
i^enden  Wiederherstelhmg  der  Freiheit  der  Meere  aus  dem 
Wege  räume".  Die  Note  schloß  mit  den  Worten:  „Sollten  die 
Schritte  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  nicht  zu  dem 
gewollten  Erfolge  führen,  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit  bei 
allen  kriegführenden  Nationen  Geltung  zu  verschaffen,  so 
würde  die  deutsche  Regierung  sich  einer  ne  u  e  n  Sachlage 
gegenübersehen,  für  die  sie  sich  die  volle  Freiheit  der  Ent- 
schließung vorbehalten  muß." 

Wie  beantwortete  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
diesen  Appell  an  ihr  neutrales  Empfinden?  Und  wie  setzte  sie 
sich  mit  dem  Verlangen  auseinander,  den  Maßstab  der 
Menschlichkeit  der  Kriegführung  nicht  einseitig  bei  einer 
Partei  anzulegen,  sondern  zur  tatkräftigen  Durchführung  die 
ihr  zuständigen  Mittel  auch  bei  der  anderen  Partei  in  Anwen- 
dung zu  bringen?  Die  Antwort  kann  nur  lauten:  Gar  nicht. 
Abgesehen  von  der  konventionellen  Floskel  von  den  Beweg- 
gründen der  Freundschaft,  von  denen  sie  sich  bei  ihren  Be- 
mühungen um  einen  freundschaftlichen  Ausgleich  habe  leiten 
lassen,  suchte  sie  sich  des  deutschen  Entgegenkommens  zu 
versichern,  ohne  die  Voraussetzungen,  an  welche  die  deutsche 
Beschränkung  des  Unterseebootkrieges  gebunden  war,  zu 
respektieren.  Bezeichnend  für  diesen  Versuch  der  Teilung  der 
einheitlichen  deutschen  Antwort  ist  der  Schluß  der  amerika- 
nischen Note  vom  10.  Mai  1916:  „Um  jedoch  die  Möglichkeit 
eines  Mißverständnisses  zu  vermeiden,  teilt  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  der  Kaiserlichen  Regierung  mit,  daß  sie 
keinen  Augenblick  den  Gedanken  in  Betracht  ziehen,  ge- 
schweige denn  erörtern  kann,  daß  die  Achtung  der  Rechte 
amerikanischer  Bürger  auf  der  hohen  See  von  selten  der  deut- 
schen Marinebehörden  in  irgend  einer  Weise  oder  in  gering- 
stem Grade  von  dem  Verhalten  irgend  einer  anderen  Regie- 
rung, das  die  Rechte  der  Neutralen  und  Nichtkämpfenden  be- 
rührt, abhängig  gemacht  werden  sollte.  Die  Verantwortung 
in  diesen  Dingen  ist  getrennt,  nicht  gemeinsam;  absolut,  nicht 
relativ."  Die  deutsche  Regierung  hat  hierauf  eine  Antwort 
nicht  erteilt. 
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Mithin  haben  die  Vereinigten  Staaten  ein  Zugeständnis, 
durch  dessen  Bruch  sie  sich  verletzt  fühlen  könnten,  von 
Deutschland  nicht  erhalten;  denn  sie  haben  die  ausdrückliche 
Voraussetzung,  ihr  neutrales  Verhalten  durch  die  Tat  zu  be- 
weisen und  England  gegenüber  in  entschiedener  Weise  für  die 
Freiheit  der  Meere  einzutreten,  nicht  erfüllt.  Im  übrigen  ist 
die  Rechtslage  klar.  Nachdem  England,  um  seinen  Aushun- 
gerungskrieg mit  Erfolg  durchsetzen  zu  können,  sich  von  den 
elementarsten  Grundsätzen  des  Völkerrechts  losgesagt  hatte, 
waren  die  deutschen  Maßnahmen,  auch  so  weit  sie  dem  vor 
dem  Kriege  geltenden  Völkerrechte  nicht  entsprachen,  recht- 
mäßig: denn  sie  wurden  in  berechtigter  Notwehr  vorgenom- 
men. Zudem  hatte  Deutschland  stets  die  Hand  dazu  geboten, 
den  anerkannten  völkerrechtlichen  Zustand  wiederherzu- 
stellen. In  der  Hand  der  Vereinigten  Staaten  lag  es,  die  Vor- 
aussetzung dafür  zu  schaffen.  Sie  hätten  nur  bei  der  Gegen- 
seite energisch  dahin  zu  wirken  brauchen,  daß  sie  von  ihrem 
völkerrechtsv/idrigen  Tun  ablasse. 

Anlaß  genug  hätten  sie  dazu  gehabt.  Sie  wußten  um  den 
englischen  Flaggenbetrug  und  hatten  es  bei  einem  lahmen 
Proteste  bewenden  lassen.  Sie  kannten  die  Instruktion  der 
englischen  Admiralität,  welche  die  angeblich  nur  zu  Verteidi- 
gungszwecken bewaffneten  Handelsschiffe  anreizte,  die  deut- 
schen Unterseeboote  anzugreifen  und  zu  rammen.  Die  furcht- 
bare Niedermetzelung  der  Mannschaft  eines  deutschen  Tauch- 
boots durch  die  Baralongmörder  hatte  das  Entsetzen  der  Welt 
erregt  (Oktober  1915).  Erschwerend  war  hinzugekommen, 
daß  jener  tückische  Angriff  unter  Mißbrauch  der  amerika- 
nischen Flagge  erfolgt  war.  Die  amerikanische  Regierung 
wußte,  daß  die  englische  Regierung  dadurch,  daß  sie  Millionen 
von  Frauen  und  Kindern  in  Hungerqualen  trieb,  das  Ziel  er- 
reichen wollte,  das  in  ehrlichem  Kampfe  zu  erringen  sie  sich 
ohnmächtig  fühlte:  Die  Kapitulation  der  siegreichen  Heere  der 
Mittelmächte.  Und  doch  wendete  sie  nicht  einmal  das 
Zwangsmittel  gegen  Englands  Verhöhnung  des  Völkerrechts 
an,  das  nicht  nur  höchst  wirksam  gewesen  wäre,  sondern  auch 
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dem  Geiste  wahrer  Neutralität  voll  entsprochen  hätte:  Die 
Einstellung  des  einseitig  der  Entente  zugute  kommenden 
Waffenhandels,  So  fiel  die  Verantwortung  für  die  Notlage  des 
Völkerrechts  nicht  auf  Deutschland,  sondern  auf  die  Vereinig- 
ten Staaten  selbst.  Klipp  und  klar  zeichnet  diesen  Sachstand 
die  deutsche  Erklärung: 

„In  dem  Daseinskampf,  den  Deutschland  zu  führen  ge- 
zwungen ist,  kann  ihm  jedoch  von  den  Neutralen  nicht  zuge- 
mutet werden,  sich  mit  Rücksicht  auf  ihre  Interessen  im  Ge- 
brauch einer  wirksamen  Waffe  Beschränkungen  aufzuerlegen, 
wenn  seinen  Gegnern  gestattet  bleibt,  ihrerseits  völkerrechts- 
widrige Mittel  nach  Belieben  zur  Anwendung  zu  bringen.  Ein 
solches  Verhalten  würde  mit  dem  Wesen  der  Neutralität  un- 
vereinbar sein." 

IV. 

Mithin  können  die  Vereinigten  Staaten  nicht  mit  dem 
Bruche  einer  angeblich  von  Deutschland  gegebenen  Zusage 
krebsen  gehen.  Nicht  durch  die  Rückkehr  zum  Unterseeboot- 
krieg ist  die  „Ehre  und  Würde  der  Vereinigten  Staaten"  ver- 
letzt worden;  auch  nicht  durch  seine  Entbindung  von  den  Be- 
schränkungen, die  seine  Wirksamkeit  bei  der  völkerrechts- 
widrigen Art  der  gegnerischen  Kriegführung  illusorisch  machen 
müßten.  Die  volle  Vergeltung  des  von  England  gegen  die 
Mittelmächte  ins  Werk  gesetzten  Aushungerungskrieges  er- 
folgte offenbar  deshalb,  weil  die  Erwiderung  des  Friedens- 
angebotes des  Vierbundes  mit  der  erneuten  Kundgebung  des 
feindlichen  Vernichtungswillens  nunmehr  zu  scharfen  Gegen- 
maßregeln zwang.  Dazu  kam  noch,  daß  England  unmittelbar 
vorher  durch  Verschärfung  seiner  Sperrgebietsmaßnahmen 
die  Rechte  der  Neutralen  weiter  verletzt  hatte.  Es  ist  erstaun- 
lich, daß  den  amerikanischen  Staatsmännern  die  völlige  Ände- 
rung der  Sachlage  entgangen  sein  sollte;  von  einem  Staate, 
der  sich  so  oft  auf  seine  Unparteilichkeit  berufen  hatte,  hätte 
doch  Verständnis  für  die  völlig  neue  Situation,  die  durch  die 
Art  der  Ablehnung  des  Friedensangebotes  und  die  verschärfte 
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englische    Kampfansage    entstanden    war,    erwartet    werden 
können. 

„Nemo  potest  mutare  consilium  suum  in  alterius  iniuriam." 
(Niemand  l^ann  seinen  Entschluß  zu  Schaden  und  Beschwernis 
eines  anderen  ändern.)  Ein  Verstoß  gegen  diesen  Satz  fällt 
nicht  dem  deutschen  Verhalten  zur  Last;  denn  die 
Freiheit  des  Handelns  war  ausdrücklich  für  den  Fall 
gewahrt  worden,  daß  den  Feinden  von  den  Neutralen  ge- 
stattet werde,  ihr  völkerrechtswidriges  Treiben  fortzusetzen. 
Aber  wie  soll  man  das  Vorgehen  der  amerikanischen 
Staatsmänner  beurteilen?  Die,  nachdem  ihre  eigene  Frie- 
densanregung durch  die  haßerfüllte  und  nicht  einmal  die 
diplomatische  Form  wahrende  Antwort  der  Entente  unter 
den  Tisch  gefallen  war,  den  Mittelmächten  in  den  Arm  fallen 
wollen,  als  diese  in  gerechter  Notwehr  das  einzige  nunmehr 
zur  raschen  Herbeiführung  des  Friedens  noch  taugliche  Mittel 
in  Anwendung  bringen?  Die  die  angeblich  verletzte  Ehre  und 
Würde  der  Vereinigten  Staaten  gegen  den  Staat  ins  Gefecht 
führen,  der  die  neutralen  Interessen  fast  bis  zur  Preisgabe  der 
eigenen  geschont  hatte?  —  Und  die  leichten  Herzens  zum 
Schwerte  greifen,  nachdem  sie  soeben  hohe  Friedensworte 
gesprochen?  —  „Nemo  potest  mutare  consilium  suum  in 
alterius  iniuriam." 

V. 

Wenn  also  der  von  Präsident  Wilson  vorgeschobene 
Grund  nicht  stichhaltig  ist,  so  erhebt  sich  die  Frage  nach  der 
wahren  Ursache  seines  Handelns.  Psychologisch  nicht  un- 
wahrscheinlich wäre  das  Bestreben,  die  diplomatische  Nieder- 
lage, die  er  sich  anläßlich  seiner  Friedensanregung  bei  der 
Entente  geholt,  durch  einen  Erfolg  nach  der  anderen  Seite 
wettzumachen.  Indes  konnte  Wilson  nach  der  ernsten  deut- 
schen Antwort  vom  4.  Mai  1916  unmöglich  im  unklaren  dar- 
über sein,  daß  ein  die  Pflicht  der  Neutralität  im  Lebenskampfe 
Deutschlands  verletzendes  Amerika  keinerlei  Zugeständnisse 
zu  erwarten  habe.   So  läßt  sich  kaum  annehmen,  daß  die  ame- 
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rikanischen  Staatsmänner  einen  bloßen  Bluff  beabsichtigten. 
Wenn  dies  doch  der  Fall  wäre,  so  würden  sie  sich  offenbar 
einer  verhängnisvollen  Täuschung  hingeben.  Beständen  sie 
auf  diesem  Kurse,  so  würde  das  Moment  bedeutsam  hervor- 
treten, das  nach  Ruedorffer,  Qrundzüge  der  Weltpolitik  (1914) 
„für  unsere  Zeit  die  größte  Gefahr  des  Krieges  enthält".  Denn 
„es  ist  nicht  so,  daß  das  Handeln  der  Staaten  immer  ein  reiner 
Ausdruck  der  Rechnung  wäre,  daß  die  Regierungen  immer 
imstande  oder  immer  gewillt  wären,  das  dem  Interesse  der  Na- 
tionen Entsprechendste  zu  tun.  Hat  eine  Regierung  sich,  durch 
die  Methode  des  Bluffs  verleitet,  zu  weit  vorgewagt,  oder,  wie 
man  sagt,  festgeblufft,  so  ist  sie  vielleicht  nicht  mehr  imstande, 
einen  Rückzug,  auch  wenn  er  sachlich  richtig  wäre,  anzutreten 
—  die  Rücksicht  auf  persönHche  Interessen,  der  Ehrgeiz  der 
Regierungen  oder  der  zu  erwartende  Entrüstungssturm  der 
Nationalisten  kann  einen  Krieg  herbeiführen,  den  das  sachliche 
Interesse  allein  nie  gerechtfertigt  hätte." 

Noch  bleibt  den  amerikanischen  Staatsmännern  die  Mög- 
lichkeit, sich  auf  das  wahre  Interesse  der  Vereinigten  Staaten 
zu  besinnen.  Freilich  haben  sie  ihre  Lage  durch  eine  zweite 
Niederlage,  die  sie  sich  von  den  europäischen  Neutralen  geholt 
haben,  verschlimmert.  Damit  hat,  vor  allem  durch  die  pracht- 
volle Antwort  Schwedens,  der  bis  dahin  in  Europa  nicht  ge- 
hörte Ton  der  Bevormundung,  den  sie  anwenden  zu  dürfen 
glaubten,  die  gebührende  Zurückweisung  erfahren.  Immerhin 
würde  ein  Einlenken  ihrerseits,  ihren  guten  Willen  voraus- 
gesetzt, noch  möglich  sein. 

Der  Weg  dafür  ist  dadurch  erhalten  geblieben,  daß  die 
Lösung  der  diplomatischen  Beziehungen  nur  im  Verhältnis  zu 
Deutschland  erfolgt  ist.  Da  Österreich-Ungarn  genau  so  gut 
wie  Deutschland  die  Handelssperre  erklärt  hat  und  ausübt,  so 
heißt  das  offenbar  nichts  anderes,  als  daß  die  Vereinigten 
Staaten  nicht  wegen  jener  Maßnahme  als  solcher  bis  zur  Ein- 
stellung des  diplomatischen  Verkehres  gegangen  sind.  Sie 
legen  vielmehr  Gewicht  auf  das  Abgehen  Deutschlands  von 
einer  angeblich  erteilten  Zusage  und  fühlen  sich  dadurch  in 
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ihrer  Würde  beeinträchtigt.  Dies  ist,  wie  dargelegt,  ein  Irr- 
tum. Die  Erkenntnis  dieser  Lage  würde  also  ein  Einlenken 
seitens  der  amerikanischen  Diplomatie  unter  Anerkennung  des 
deutschen  Standpunktes  möglich  machen.  Aber  ist  der  gute 
Wille  dazu  vorhanden?  Oder  erscheinen  der  amerikanischen 
Politik  die  ihr  von  England  gemachten  Zugeständnisse  wert- 
voll genug,  um  das  Risiko  eines  Krieges  mit  dem  Vierbund  und 
alle  die  schwerwiegenden  Rückwirkungen  in  politischer  und 
wirtschaftlicher  Richtung  auf  sich  zu  nehmen? 

Im  vorhergehenden  Aufsatze  ist  das  weltpolitische  Inter- 
esse an  einer  Niederlage  Englands  und  dem  Siege  des  Vier- 
bundes gezeigt  worden.  Aber  auch  abgesehen  hiervon:  Schon 
durch  die  bloße  Fortsetzung  ihrer  abwartenden  Haltung  wür- 
den sich  die  Vereinigten  Staaten  zwei  hochbedeutsame  poli- 
tische Vorteile  erhalten  haben:  Einmal  würde  die  Führung  der 
angelsächsischen  Rasse,  die  schon  während  des  Krieges  mehr 
und  m.ehr  zu  ihnen  hinüberglitt,  ihnen  mühelos  als  Kriegs- 
ergebnis in  den  Schoß  gefallen  sein.  Sodann  würde  die  erfolg- 
reiche Friedensvermittlung  zu  einer  enormen  Steigerung  ihres 
Ansehens  geführt  haben.  Sie  würde  zugleich  das  Siegel  unter 
jene  erste  Entwicklung  gedrückt  haben.  Auch  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  standen  reiche  Früchte  in  Aussicht.  Denn  wer 
wäre  berufener  gewesen,  das  gegenwärtig  gar  nicht  zu  über- 
sehende Bedürfnis  an  Rohstoffen,  das  in  den  Vierbundsländern 
nach  Beendigung  des  Krieges  hervortreten  wird,  zu  befrie- 
digen, als  ein  Amerika,  das  wenigstens  den  Schein  der  Unpar- 
teilichkeit bis  zum  Friedensschluß  gewahrt  hätte?  Um  welche 
enorme  Quantitäten  handelt  es  sich  hierbei!  Man  braucht  nur 
zu  bedenken,  daß  die  Abschließung  vom  Welthandel  die  Vier- 
bundsmächte gezwungen  hat,  ihre  sonst  anderen  Zwecken 
dienenden  Reserven  in  weit  höherem  Maße  in  Anspruch  zu 
nehmen,  als  dies  für  die  Ententestaaten  erforderlich  war.  Indem 
die  Vereinigten  Staaten  in  die  Reihe  der  Gegner  des  Vier- 
bundes treten,  verschleudern  sie  die  hier  in  nächster  Nähe 
winkenden  wirtschaftlichen  Vorteile  zu  Gunsten  der  die  Neu- 
tralität wahrenden  Staaten  in  unbegreiflicher  Weise.    Denn  es 
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handelt  sich  um  Beträge,  die  den  einmaligen  Gewinn,  welcher 
aus  dem  Schiffsraub  etwa  zu  erzielen  wäre,  zweifellos  um 
mehr  als  das  Zehnfache  übersteigen.  Und  um  einen  Gewinn, 
der  nicht  mit  dem  Makel  des  Vertragsbruchs  behaftet,  sondern 
mit  der  Ehre  kulturfördernder  Tätigkeit  verknüpft  gewesen 
wäre. 

Mit  dieser  Preisgabe  von  politischen  und  wirtschaftlichen 
Vorteilen  ist  aber  die  Rechnung  noch  nicht  abgeschlossen.  Es 
tritt  der  sehr  reale  Nachteil  hinzu,  daß  Präsident  Wilson  die 
Vereinigten  Staaten  aus  der  bevorzugten  Stellung  der  zur 
Friedensvermittlung  berufenen  Staaten  ausgestrichen  hat. 
Zudem  verschlingt  schon  die  bloße  Bereitschaft  zum  Kriege 
hohe  Summen,  so  daß  die  finanziellen  Riesengewinne  der 
Vereinigten  Staaten  sehr  erheblich  herabgedrückt  werden 
werden.  Endlich  würden  die  Vereinigten  Staaten  unter  allen 
Umständen  in  der  Entente  den  Platz  hinter  England  und  Japan 
erhalten. 

Wo  also  liegen  die  Vorteile,  die  beim  Eintreten  der  Ver- 
einigten Staaten  in  den  Krieg  alle  diese  Nachteile  überwiegen? 

Wenn  man  einer  hin  und  wieder  geäußerten  Meinung 
folgen  sollte,  so  läge  der  Qrund  für  die  Vorbereitung  zum  Ein- 
tritt in  den  Krieg  nicht  sowohl  in  den  Vorteilen,  die  in  Aussicht 
ständen,  als  in  bedeutenden  Nachteilen,  die  man  zu  vermeiden 
wünschte.  Es  wird  entscheidendes  Gewicht  darauf  gelegt,  daß 
die  Vereinigten  Staaten  in  hohem  Maße  finanziell  an  dem 
Siege  Englands  interessiert  seien.  Sie  könnten  daher  seiner 
Niederlage  nicht  mit  verschränkten  Armen  zusehen.  * —  Darin 
liegt  eine  erhebliche  Übertreibung.  Einmal  haben  die  amerika- 
nischen Lieferanten  zu  einem  bedeutenden  Teile  reale  Dek- 
kung  erhalten.  Vor  allem  aber  wird  auch  ein  geschlagenes 
England,  dem  eine  ausreichende  Kriegsentschädigung  aufer- 
legt worden  ist,  im  Interesse  seines  Kredits  alles  aufbieten 
müssen,  seinen  Verbindlichkeiten  auch  fernerhin  gerecht  zu 
werden.  Und  es  wird  dazu  in  der  Lage  sein,  wenn  es  seine 
Sportlust  etwas  einschränkt.  Man  kann  sogar  sagen,  daß  das 
staatliche  Interesse  der  Vereinigten  Staaten  seine  Rechnung 
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dabei  finden  würde,  wenn  England  die  finanzielle  Abhängigkeit, 
in  die  es  zu  den  Vereinigten  Staaten  getreten  ist,  nicht  sobald 
abschütteln  könnte.  Wieweit  sich  dieser  Gesichtspunkt  aller- 
dings gegenüber  der  Besorgnis  der  amerikanischen  Finanz- 
und  Börsenleute,  die  ihre  Felle  davonschwimmen  sehen,  gel- 
tend machen  kann,  ist  eine  andere  Frage. 

Gewisse  Anzeichen  sprechen  dafür,  daß  England  das  Ein- 
greifen der  Vereinigten  Staaten  durch  Zugeständnisse  im  Ge- 
biete des  Stillen  Ozeans  erkauft  hat.  Diese  Stärkung  der  Posi- 
tion der  Vereinigten  Staaten  kann  nur  auf  Kosten  der  japani- 
schen Aussichten  erfolgt  sein.  Mag  sich  selbst  Japan  dafür 
haben  gewinnen  lassen,  so  lassen  sich  doch  die  beiderseitigen 
Interessengegensätze  auf  die  Dauer  nicht  überbrücken.  Der 
Pakt  Englands  mit  den  Vereinigten  Staaten  muß  also  mit  Not- 
wendigkeit dahin  führen,  den  zwischen  diesen  und  Japan  beste- 
henden Gegensatz  zu  verschärfen.  Und  in  der  Tat!  Eine 
glücklichere  Lösung,  als  den  aufstrebenden  mächtigen  Rivalen 
jenseits  des  Ozeans  als  Blitzableiier  gegen  die  von  Japan 
drohende  Gefahr  zu  benützen,  konnte  die  englische  Politik 
kaum  finden. 

Indessen  fragt  es  sich,  ob  nicht  das  vorwärtstreibende 
Element,  welches  in  dem  Heranwinken  der  Vereinigten  Staa- 
ten auf  das  ostasiatische  Kampffeld  liegt,  die  Entscheidung 
dort  früher  heranreifen  lassen  wird,  als  es  im  englischen  Inter- 
esse liegt.  Wird  England  noch  von  dem  eisernen  Griffe  des 
Unterseebootkrieges  festgehalten,  während  die  Würfel  in  Ost- 
asien fallen,  so  könnte  es  dort  unliebsame  Überraschungen 
erleben. 

VI. 

Im  Augenblick  der  Vollendung  des  Druckes  erscheint  die 
Nachricht  von  der  Überreichung  einer  Denkschrift  seitens  des 
Botschafters  der  Vereinigten  Staaten  an  den  Minister  des 
Äußern  (19.  Februar  1917).  Sie  gipfelt  nach  jenem  Bericht 
in  dem  Wunsche  der  amerikanischen  Regierung,  „endgültig 
und    klar   unterrichtet   zu   werden,   welchen   Standpunkt   die 
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Österreichisch-ungarische  Regierung  hinsichtlich  der  Führung 
des  Unterseebootkrieges  einnehme,  und  ob  die  in  den  Fällen 
der  „Ancona"  und  der  „Persia"  erteilten  Zusicherungen  als 
abgeändert  oder  zurückgezogen  anzusehen  seien".  In  diesem 
Zusammenhange  weist  sie  auf  die  Mitteilung  der  österrei- 
chisch-ungarischen Regierung  vom  31.  Jänner  über  die  See- 
sperrgebiete hin  und  nimmt  Bezug  auf  die  angeblich  war- 
nungslos von  einem  Unterseeboot  unter  österreichisch-unga- 
rischer Flagge  vorgenommene  Torpedierung  einiger  englischer 
Dampfer,  auf  denen  sich  amerikanische  Staatsangehörige  be- 
funden hätten. 

Da  dieser  Schritt  der  amerikanischen  Regierung  eine  Ent- 
gegnung seitens  des  Ministeriums  des  Äußern  noch  nicht  aus- 
gelöst hat,  so  ist  Zurückhaltung  geboten. 

Betreffs  der  tatsächlichen  Unterlagen  des  amerikanischen 
Schrittes  aber  erhebt  sich  ein  kritisches  Bedenken,  dem,  ohne 
der  Entscheidung  vorzugreifen,  Ausdruck  gegeben  werden 
kann. 

In  der  österreichisch-ungarischen  Note,  die  den  „Ancona"- 
Fall  zum  Abschluß  brachte  (29.  Dezember  1915),  ist  zwar  i  m 
wesentlichen  dem  Grundsatz  beigepflichtet  worden: 
Feindliche  Privatschiffe,  soweit  sie  nicht  fliehen  oder  Wider- 
stand leisten,  dürfen  nicht  vernichtet  werden,  ohne  daß  die  an 
Bord  befindlichen  Personen  in  Sicherheit  gebracht  wurden. 
Es  ist  aber  gleichzeitig  am  Schlüsse  derselben  Note  ausdrück- 
lich vorbehalten  worden,  die  schwierigen  völkerrechtlichen 
Fragen,  die  mit  dem  Unterseebootkriege  zusammenhängen, 
in  einem  späteren  Zeitpunkte  zur  Erörterung  zu  bringen. 
Deutlicher  konnte  kaum  darauf  hingewiesen  werden,  daß  jener 
Grundsatz  durch  Rücksichten  auf  die  Art  der  feindlichen 
Kriegführung  sehr  wohl  zurückgedrängt  werden  könne.  Mußte 
doch  die  österreichisch-ungarische  Regierung  schon  in  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  1916  wiederholt  gegen  völkerrechts- 
widrige Angriffe  feindhcher  Unterseeboote  Protest  einlegen! 
Wurde  doch  von  solchen  das  Seespitalschiff  „Elektra"  torpe- 
diert, der  kleine  Lokaldampfer  „Dubrovnik"  ohne  vorherige 
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Warnung  durch  zwei  Torpedos  versenkt,  von  mehrfachen  Ver- 
suchen, friedüche  Schiffe  ohne  jede  Warnung  zu  torpedieren, 
ganz  zu  schweigen!  Außerdem  ist  ja  auch  für  Österreich- 
Ungarn  durch  die  auf  die  Wilsonsche  Friedensanregung  hin 
seitens  der  Entente  erfolgte  Anl^ündigung  des  Vernichtungs- 
krieges eine  völlig  neue  Lage  geschaffen  worden.  Hiernach 
scheint  es  mit  der  kategorischen  Behauptung  einer  erteilten 
Zusicherung  ebenso  zu  hapern,  wie  dies  Deutschland  gegen- 
über der  Fall  war. 
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